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„Auch Pinochet hätte mich gewählt“
VON HEIDI RIEPL

Warum der Republikaner aber diesmal ge-
wähltwurde, liegtvorallemandersprunghaft
gestiegenen Kriminalität in Chile. Kasts Kam-
pagne setzte genau dort an und verknüpfte
die Kriminalitätmit demanderen Thema, das
die Chilenen derzeit maßgeblich beschäftigt:
der Immigration. Fast zwei Millionen der 19
Millionen Einwohner Chiles sind zugewan-
dert, viele illegal.WennKast imMärzseinAmt
antritt, will er zuallererst alle Illegalen „nur
mit ihrer Kleidung am Leib“ abschieben und
neue Gefängnisse bauen.

I m dritten Anlauf hat er es nun doch ge-
schafft: Jose Antonio Kast ist mit deutli-
chemVorsprung zumneuen Präsidenten

von Chile gewählt worden. „Chile möchte ei-
nen Wandel“, sagte der 59-Jährige in seiner
Siegesrede. „Und ich sage Ihnen, ja, Chilewird
einen echten Wandel erleben.“

In der Tat: Mit dem Chef der Republikani-
schen Partei bekommt Chile einen Präsiden-
ten, der so weit rechts steht wie kein Staats-
chef seit dem Ende der Militärdiktatur 1990.
Politische Distanz zu Diktator Augusto Pino-
chet und dessen Menschenrechtsverletzun-
gen hält er nicht für nötig. Im Gegenteil: Im-
merwiederbekundeteKast seine Sympathien
für Pinochet. Dieser „hätte mich gewählt,
wenn er noch am Leben wäre“, sagte der stu-
dierte Jurist.DerKatholikundVater vonneun
Kindern lehntAbtreibung kategorisch ab und
spricht sich gegen mehr Rechte für Frauen
und die gleichgeschlechtliche Ehe aus.

Doch trotz seinesWahlsiegs ist er nicht der
große Liebling der Chilenen. Nicht umsonst
wurde er bei seinen bisherigen Kandidaturen
zweimal nicht gewählt. Kast istweder einmit-
reißender Redner, noch erreicht er die Men-
schen emotional. Dass er aus elitären Kreisen
stammt,macht ihn für viele unwählbar. Auch
sein familiärerHintergrundgalt lange alspro-
blematisch. Kast gehört zur deutschen Min-
derheit, seineElternsind1950ausBayernein-
gewandert, offenbar mit gefälschten Papie-
ren.DennKastsVaterwarnichtnurSoldatder
Wehrmacht: 2021 tauchten Dokumente auf,
die zeigen, dass er NSDAP-Mitglied war. Kast
hat das jedoch stets bestritten.

Der Ultrarechte wird neuer Präsident in Chile. Foto: AFP
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16. Dezember
❚1740: Beginn des Ersten Schlesi-
schen Krieges: Der Preußenkönig
Friedrich II., dernachdemTodvon
Kaiser Karl VI. die Pragmatische
Sanktion und die Erbfolge Maria
Theresiasinfragestellt,besetztmit
22.000 Soldaten Schlesien.
❚1945: InMoskau beginnt eine Au-
ßenministerkonferenz der Sieger-
mächte (bis 26.12.) über die Frie-
densverträge für Deutschlands
ehemalige Verbündete.
❚2000: Der für gewählt erklärte
neue US-Präsident GeorgeW. Bush
stellt Ex-General Colin Powell als
künftigen Außenminister vor.
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„Angriff auf alle“
Australiens Premierminister An-
thony Albanese bezeichnete die
Gewalt zunächst als „gezielten
Angriff auf jüdische Australier“,
später sprach er von einem „An-
griff auf alle“. Damit fand er zwei-
mal die richtigen Worte: einmal,
um seine Abscheu über Gewalt ge-
gen die jüdische Gemeinschaft
zum Ausdruck zu bringen. Und
dann – ebenso wichtig –, indem er
darauf hinwies, dass dies nicht
nur ein Angriff auf das jüdische
Volk war, sondern zugleich auf
die Grundlagen der gesamten
australischen Gesellschaft.
❚De Tijd, Brüssel

„Virus Antisemitismus“
Antisemitismus ist ein Virus, das
noch lange nicht ausgerottet ist
und das mehr als 80 Jahre nach
dem Alptraum der Schoah weiter-
hin die Welt in unterschiedlichen,
aber stets schweren Formen infi-
ziert.
❚ La Stampa, Rom
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Spannung Karikatur: Pismestrovic

M indestens 5,3Milliarden Euro fehlen
also – nicht auf ein ausgeglichenes
Budget, sondern auf die angestrebte

Neuverschuldung um drei Prozent vom BIP,
mit der Finanzminister Markus Marterbauer
(SP) bis zumplanmäßigenWahljahr 2029 das
lästige Defizitverfahren der EU abgeschüttelt
habenwill.DerKassandra-RufkommtvonFis-
kalratspräsident Christoph Badelt. Der muss-
te in jüngererVergangenheitzwarauchschon
kürzerfristige Prognosen nach unten oder
oben revidieren. Das galt aber erst recht für
dasFinanzministerium.Gesichert istalsonur,
dass auchdie jüngsteDivergenz eher zurVer-
unsicherungder Steuerzahler beitragenwird.

Es gibt aber auch
nützlichere Bot-
schaften.

Die drehen sich
um einen schon
wiederholt von
den Wirtschafts-
weisen bestätig-
ten Ausgangs-
punkt. Demnach
ist die mehrjähri-

ge Rezession (vor allem der Industrie) kein
Zwischentief, sondernderschmerzlicheÜber-
gang zu strukturell sehr viel bescheideneren
Wachstumsraten als bisher gewohnt. Nimmt
man das ernst, dann führt das zur Einsicht,
dass auch die Kostendynamik auf der Seite
staatlicher Ausgaben im gleichen Ausmaß
strukturell angepasst werden muss. Andern-
falls werden nur die Abstände zwischen stei-
genden Defiziten und neuen Belastungspake-
ten immer kürzer.

Womit der Blick auf die von Badelt genann-
ten Großbaustellen fällt. Das öffentliche Ge-
sundheitswesen, indas jährlichbereitsknapp
60MilliardenEuro fließen, einDritteldavon in
die Spitäler. Das Pensionssystem, dem heuer
mehr als 32 Milliarden Euro aus dem Steuer-
topfzugeschossenwerdenmüssen,dasistein
Viertel der Bundesausgaben. Kaum abschätz-
bar sindmangels Überblick das Förderwesen
und erst recht die Sparpotenziale in den Ver-
waltungsabläufen zwischen den Gebietskör-
perschaften.

Mankannder Bundesregierung, die zuletzt
ein „Entbürokratisierungspaket“ mit 113
Punkten vorgelegt hat, zwar nicht Untätigkeit
vorwerfen. Aber neben dem Sinn fürs Detail
muss es jetztdenMutzumGroßengeben.Die
doppelte Gelegenheit dafür liegt in der ge-
meinsamen Not von Bund, Ländern und Ge-
meinden – und im Umstand, dass mit 2026
noch ein Jahr ohne großeWahlen vor den bis-
her schlummernden „Reformpartnern“ liegt.
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lange Finanzdisziplin politisch
missbilligt und Schuldenmachen
belohnt wird, bleibt der haushälte-
rische Umgang mit Steuergeldern
imStaat eine verschmähteTugend.

Die nüchterne Erkenntnis lautet
daher: Wer im Staat Österreich sei-
ne Ausgaben unter Kontrolle hat,
handelt verantwortungsbewusst –
wer Schulden macht, handelt sys-
temkonform.

Das Schuldenproblem ist also
kein Bedienungsfehler, sondern
ein Systemfehler. Neustart-Taste
drücken.

Teodoro D. Cocca ist Professor für
Asset Management an der JKU.

vergleichsweise geringen Schul-
denstand. Sündenfrei ist auch
Oberösterreich nicht, aber die
Steuerzahler in ganz Österreich
sollten dennoch zum Linzer Land-
hauspilgern, fürdieVergebungder
Ausgabensündenihrerheimischen
Politiker beten und um Segnung
mit der gleichen steuerpolitischen
Verantwortung bitten.

Hingegen dürfte sich Oberöster-
reichmitseinervergleichsweiseso-
liden Finanzpolitik eher die Miss-
gunst anderer Bundesländer zu-
ziehen,weil esbeweist,wasmitpo-
litischemWillen möglich wäre. Für
alle Steuerzahler ist dies ein uner-
träglicher zusätzlicherAffront. So-

Schlussendlich greifen alle Bun-
desländer auf dieselbe Steuerbasis
zu.

Pilgern zum Linzer Landhaus
Das ist aus oberösterreichischer
Sicht besonders irritierend. Ober-
österreich zählt im Bundesländer-
vergleichzudenfiskalischsolidge-
führten Bundesländern.

Auch Oberösterreich muss
wachsam bleiben, aber wenigstens
hat es in den letzten Jahren gele-
gentlich Überschüsse erzielt,
Schulden moderat abgebaut, weist
das beste Rating aller Bundeslän-
der auf und hat pro Kopf sowie im
Verhältnis zu den Ausgaben einen

verfehlen wird, liegt dies nicht un-
wesentlich ander StadtWien, denn
Wien ist für einen großen Teil der
Neuverschuldung aller Bundeslän-
der verantwortlich.

Da nun aber alle Bundesländer
bei der Aufnahme von Schulden
von der Bonität aller anderen Bun-
desländer und des Bundesmitpro-
fitieren (eshandeltsichumeineArt
impliziter Haftungsverbund), ent-
steht die paradoxe Situation, dass
ein ausgabenfreudiges Bundes-
land von der Stabilität der anderen
soliden Bundesländer profitiert.

DieKreditkarte,mitderWiensei-
neAusgaben finanziert, ist also die
Kreditkarte aller Österreicher.

W er hat im Staat Österreich
einen echten Anreiz zu
solider Haushaltsfüh-

rung? Eigentlich niemand. Viel-
mehr herrscht ein fehlgesteuerter
Wettbewerb darum, die eigene
wirtschaftliche Lage möglichst
misslich darzustellen, um stets
weitere Schulden begründen zu
können.

Wer wäre dafür zuständig, sorg-
sammit den Staatseinnahmen um-
zugehen? Alle staatlichen Instan-
zen. Ein wenig amüsantes Beispiel
für fehlgeleitete Anreize ist die
jüngsteDiskussion umdie Budget-
situation der Bundesländer. Wenn
Österreich heuer sein Defizitziel

SSSchutzpatron der SteuerzahlerWIRTSCHAFT VERSTEHEN
VON TEODORO D. COCCA


